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1. Einleitung
U¨ber kaum ein anderes Konzept herrscht in den modernen Wirtschaftswis-
senschaften so weitgehende Einigkeit und Akzeptanz wie u¨ber das Konzept
des Homo Oeconomicus. Es ist deshalb nicht verwunderlich, dass die mit
diesem Konzept verbundenen Annahmen eines rationalen und eigen-
nutzorientierten Individuums die Grundlage nahezu sa¨mtlicher in den Wirt-
schaftswissenschaften erstellten und verwendeten Modelle bilden. Dies gilt
unterschiedslos fu¨r alle Bereiche der Wirtschaftswissenschaften und u¨ber diese
hinaus, z.B. in der Soziologie oder der Rechtswissenschaft. Wirtschaftswissen-
schaftliche Modelle bilden die Grundlage nicht nur fu¨r unser Versta¨ndnis
sozialer Realita¨t, sondern ebenfalls fu¨r die hieraus abgeleitete Politikberatung.
Folglich hat die Annahme eines allgegenwa¨rtigen Homo Oeconomicus
nicht nur eine erkenntnisleitende Funktion, sondern bestimmt – vermittels
Beratung und Sozialisation durch o¨konomische Ausbildung – auch das Handeln
politischer und unternehmerischer Entscheidungstra¨ger.
Ob sich Menschen tatsa¨chlich entsprechend der Homo Oeconomicus
Annahmen verhalten, ist indes eine empirische Frage. Durch die Entwicklung
moderner wirtschaftswissenschaftlicher Experimental-Techniken hat diese
Frage eine entscheidende Wende erhalten. Labor-Experimente erlauben es,
individuelles Verhalten in einer kontrollierten Umgebung zu studieren und
mit theoretischen Prognosen zu vergleichen. Da die Bezahlung der Teilneh-
mer von ihren Entscheidungen in den Experimenten abha¨ngt, ist es insbe-
sondere mo¨glich, in o¨konomisch relevanten Entscheidungssituationen die
Vorhersagen des Homo Oeconomicus-Konzepts direkt zu testen.
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Da die Methode der experimentellen Wirtschaftsforschung noch relativ
neu ist, wird sie in Abschnitt 2 dieser Arbeit zuna¨chst kurz dargestellt.
Abschnitt 3 diskutiert fu¨nf Experimentalstudien. Es zeigt sich, dass die Mehr-
heit der Experiment-Teilnehmer sich nicht gema¨ss den Annahmen des Homo
Oeconomicus verha¨lt. Stattdessen zeigen die Experimental-Teilnehmer ein
auf Reziprozita¨t basierendes Verhaltensmuster. Unter Reziprozita¨t wird ein
Verhalten subsumiert, bei dem freundliches oder kooperatives Verhalten
belohnt und unkooperatives oder unfreundliches Verhalten bestraft wird.
Entscheidend hierbei ist, dass der ,,Homo Reciprocans‘‘ auch dann belohnt
oder bestraftwird, wenn dies fu¨r ihn mit materiellen Kosten verbunden ist.1
Die Experimente illustrieren Verhaltens-Prinzipien, die in Abschnitt 4 auf
verschiedene politikrelevante Bereiche u¨bertragen werden. Im Mittelpunkt
stehen hierbei die folgenden Fragen: Wie la¨sst sich Steuermoral, verstanden
als eine Form bedingter Kooperation, verbessern? Wie gelingt es, die Akzep-
tanz gegenu¨ber sozialpolitischen Maßnahmen zu erho¨hen und welche
Grundsa¨tze ergeben sich aus der Existenz von Reziprozita¨t fu¨r eine als gerecht
wahrgenommene Sozialpolitik? Welche Alternativen zur o¨konomischen
Theorie der Kriminalita¨t lassen sich mit Hilfe des Homo Reciprocans ableiten
und welche Bedeutung erhalten neue Politikinstrumente (wie z.B. Belief
Management)? Was bedeutet die Existenz reziproker Fairness fu¨r die Einfu¨h-
rung expliziter Leistungsanreize? Welche Konsequenzen hat der Nachweis
informeller Sanktionsmechanismen fu¨r die Subsidiarita¨tsdebatte z.B. in
Form einer Aufwertung kleinerer politischer Einheiten? Welche Bedeutung
hat der Homo Reciprocans fu¨r die Funktionsweise von Ma¨rkten, insbesondere
bei unvollsta¨ndigen Vertragsma¨rkten wie dem Arbeitsmarkt? Abschnitt 5
fasst die wesentlichen Ergebnisse zusammen und diskutiert mo¨gliche Miss-
versta¨ndnisse, die mit dem Konzept des Homo Reciprocans verbunden sein
ko¨nnen.
2. Die Methode der experimentellen Wirtschaftsforschung
Zu einem wirtschaftswissenschaftlichen Labor-Experiment wird eine Gruppe
von Teilnehmern eingeladen.2 Im Experimental-Labor erhalten die Teil-
nehmer Instruktionen, die den genauen Ablauf des Experiments, die Infor-
mationsbedingungen sowie die Entscheidungs- und Auszahlungsregeln
1. Eine pra¨zise Definition von Reziprozita¨t in einem spieltheoretischen Modell, sowie eine
Anwendung dieses Modells auf empirische Regularita¨ten findet sich in Falk und
Fischbacher (1999, 2000b). Reziprozita¨t ist kein (unbedingter) Altruismus, sondern
bezeichnet ein bedingtes Verhalten. Zudem ist anzumerken, daß Reziprozita¨t auch in nicht-
wiederholten Spielen auftritt und deshalb etwas anderes ist, als ,,kooperative‘‘
Gleichgewichtsstrategien in wiederholten Spielen, wie sie etwa durch die sog. Folk-
Theoreme oder das Konzept des ,,reciprocal altruism‘‘ (Trivers, 1971) beschrieben werden.
2. Zur Experimentellen Methodik vgl. z.B. Kagel und Roth (1995), Davis und Holt (1993),
Friedman und Sunder (1994) und Falk und Tyran (1997).
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beschreiben. Kontrollfragen, die vor dem eigentlichen Beginn des Experi-
ments beantwortet werden mu¨ssen, stellen sicher, dass alle Teilnehmer die
Regeln des Experiments verstanden haben. Nachdem sich alle Teilnehmer
mit den Regeln vertraut gemacht haben, treffen sie ihre Entscheidungen. Ein
Experiment ist im Grunde nichts anderes als ein Spiel: Der Experimentator
legt die Anzahl der Spieler fest, deren Strategienraum sowie die Auszahlungs-
funktionen. Von zentraler Bedeutung ist die Tatsache, dass die Teilnehmer
entsprechend der festgelegten Auszahlungsfunktionen tatsa¨chlich Geld
erhalten, d.h. alle Entscheidungen der Teilnehmer haben unmittelbar mone-
ta¨re Konsequenzen.3 Letzteres unterscheidet wirtschaftswissenschaftliche
Experimente von Umfragestudien oder sozialpsychologischen Experimenten.
Wa¨hrend es z.B. ,,billig‘‘ ist, in einer Umfrage zu behaupten, man sei ein
kooperativer Mensch, fordert die gleiche Willensa¨ußerung im Experiment
ein Verhalten, welches das entsprechende Individuum Geld kostet. Es geht
in Experimenten folglich nicht um Bekenntnisse, sondern um reales Verhal-
ten mit realen Konsequenzen.
Die besondere Sta¨rke experimenteller Techniken liegt in der Mo¨glichkeit,
Verhalten in einer kontrollierten Umgebung zu studieren. Keine andere
empirische Methode erlaubt ein vergleichbares Maß an Kontrolle. So bestimmt
der Experimentator beispielsweise, welche moneta¨ren Konsequenzen ein
bestimmtes Verhalten im Experiment hervorruft. Er kann pra¨zise festlegen,
welche Informationen die Teilnehmer in einer bestimmten Entscheidungs-
situation haben, er kontrolliert Einflussgro¨ßen wie Anonymita¨t und Kommu-
nikationsbedingungen und er bestimmt, ob ein Spiel wiederholt oder
einmalig durchgefu¨hrt wird. Die weitgehende Kontrolle erlaubt die Imple-
mentierung der ceteris paribus Klausel. So ist es mo¨glich, den Verhaltensein-
fluss einer bestimmten Variable exakt zu ermitteln. Die folgenden Beispiele
werden dies verdeutlichen.
3. Experimentelle Evidenz
In diesem Abschnitt werden fu¨nf Experimente vorgestellt. Die Experimente
verdeutlichen jeweils ein allgemeines Verhaltensprinzip. Alle diskutierten
Prinzipien wurden in zahlreichen weiteren Experimenten besta¨tigt. Den
Experiment-Beschreibungen wird das entsprechende Prinzip vorangestellt.
3. Ha¨ufig werden experimentelle Ergebnisse mit dem Hinweis kritisiert, es ginge um
verha¨ltnisma¨ßig wenig Geld. Hierzu ist zu sagen, daß die Geldbetra¨ge fu¨r die betreffenden
Personen so gering nicht sind (der Verdienst entspricht in etwa dem eines typischen
Studenten-Jobs). Zudem ist die Ho¨he des Geldbetrages fu¨r eine theoretische Prognose
irrelevant, solange Nichtsa¨ttigung im Geld angenommen wird (vgl. Smith, 1976). Vor allem
aber ist darauf hinzuweisen, daß die Ergebnisse von Experimenten sich kaum unterscheiden,
egal ob es um ,,typische‘‘ Betra¨ge oder um erheblich ho¨here Geldbetra¨ge geht (vgl. z.B. Slonim
und Roth, 1997).
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3.1. Reziprozita¨t: Belohnen und Bestrafen
Prinzip 1: Die Mehrheit der Individuen belohnt faires und bestraft
unfaires Verhalten, selbst wenn dies mit Kosten verbunden ist.
Das Verhaltensprinzip 1 soll anhand des folgenden Experiments verdeutlicht
werden, das auf einem zweistufigen Zwei-Personen-Spiel basiert (vgl. Falk, Fehr
und Fischbacher, 2000b).4 Beide Spieler im Experiment (A und B) erhalten
zuna¨chst eine Ausstattung von 12 Punkten. Auf der ersten Stufe entscheidet
Spieler A, ob er dem Spieler B Punkte geben oder wegnehmen mo¨chte, wobei er
jeden Punktebetrag zwischen 0 und 6 geben oder nehmen kann. Falls A sich
entscheidet, B a Punkte zu geben, werden diese Punkte vom Experimentator
verdreifacht, so dass sich das Einkommen von B um 3a erho¨ht, wa¨hrend sich
das Einkommen von A um a verringert. Entscheidet sich A hingegen, B a Punkte
wegzunehmen, erha¨lt A zusa¨tzlich a Punkte, wa¨hrend sich das Einkommen von B
um a verringert. Auf der zweiten Stufe kann Spieler B nun seinerseits das
Verhalten von Spieler A belohnen oder bestrafen. Eine Belohnung in Ho¨he von b
Punkten transferiert b Punkte von B zu A. Eine Bestrafung in Ho¨he von b Punkten
hingegen kostet B b Punkte, reduziert das Einkommen von A jedoch um 3b.
Gema¨ss den Annahmen des Homo Oeconomicus Modells gilt fu¨r dieses
Experiment eine einfache Prognose:5 Ein eigennutzorientierter Spieler B wird
weder belohnen noch bestrafen, da beides fu¨r ihn mit Kosten verbunden ist.
Alle Spieler B wa¨hlen deshalb auf der zweiten Stufe b¼ 0, unabha¨ngig davon,
wie sich die Spieler A entscheiden. Die Spieler A werden deshalb den Spielern B
die maximal mo¨gliche Punktzahl wegnehmen (6 Punkte). Etwas zu geben
wa¨re irrational, da es den eigenen Gewinn reduzieren wu¨rde. Weniger
wegzunehmen wa¨re ebenfalls irrational, da Spieler A nichts zu befu¨rchten
hat. Die Homo Reciprocans Prognose kommt zu einem anderen Ergebnis. Auf
der ersten Stufe etwas zu geben, wird als eine freundliche und zudem effizienz-
steigernde Handlung angesehen werden. (Falls A den Ho¨chstbetrag von 6
weitergibt, ist der gemeinsame Verdienst 126þ12þ6*3¼36, den man
anschließend verteilen kann.) Etwas wegzunehmen gilt hingegen als eine
4. Dieses Experiment wurde zuerst von Abbink, Irlenbusch und Renner (2000) durchgefu¨hrt.
5. Wenn ich im folgenden vom Homo Oeconomicus spreche, ist damit ein rationales und
eigennutzorientiertes Individuum gemeint. Es ist richtig, daß das Konzept des Homo
Oeconomicus im Prinzip viel weiter gefasst ist und auch nicht-egoistische Pra¨ferenzen
beru¨cksichtigen kann. Ich halte jedoch eine Einschra¨nkung und Pra¨zisierung des Konzepts aus
drei Gru¨nden fu¨r sinnvoll. Erstens wird der Homo Oeconomicus in den Wirtschaftswissenschaften
und auch im Bewusstsein der O¨ffentlichkeit regelma¨ßig als eigennu¨tziges Individuum modelliert
und verstanden. Aller anders lautenden Einfu¨hrungsbemerkungen von Lehrbu¨chern zum Trotz,
bildet die Eigennutzhypothese de facto den Kern fast sa¨mtlicher Modelle und Theorien. Zweitens
wird zurecht kritisiert, daß willku¨rliche A¨nderungen der Pra¨ferenzen das Konzept des Homo
Oeconomicus inhaltsleer und gegen Kritik immun machen. Drittens gilt im Hinblick auf die
empirische U¨berpru¨fung der Homo Oeconomicus Annahmen (im Labor), daß eine exakte
Festlegung der Pra¨ferenzen unerla¨sslich ist. Fu¨r eine ausfu¨hrliche Diskussion zum Homo
Oeconomicus Konzept vgl. Kirchga¨ssner (1991).
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unfaire Handlung. Ein Spieler B mit Pra¨ferenzen fu¨r Reziprozita¨t wird folglich
faires Verhalten von A belohnen und unfaires Verhalten bestrafen.
Das Hauptergebnis ist in Figur 1 zu sehen: Die Linie mit den Vierecken (Inten-
tional) gibt an, wie – in Abha¨ngigkeit vom Verhalten der Spieler A – die Teilneh-
mer B den Gewinn der Spieler A auf der zweiten Stufe vera¨ndern. Es zeigt sich
eindeutig ein reziprokes Verhaltensmuster. Die Spieler B belohnen freundliche
und bestrafen unfreundliche Handlungen. Wenn z.B. ein Spieler A 6 Punkte von B
wegnimmt, wird er von B so bestraft, dass sein Gewinn sich auf der zweiten Stufe
um 9 Punkte reduziert. Gibt ein Spieler A hingegen z.B. 1 Punkt, erha¨lt er hierfu¨r
etwa 2 Punkte zuru¨ck. Die Daten verwerfen somit eindeutig die auf den Annah-
men des Homo Oeconomicus Modells beruhende Prognose b(a)¼0, 8a.
3.2. Reziprozita¨t und die Rolle von Intentionen und Verfahren
Prinzip 2: Faires und unfaires Verhalten wird belohnt bzw. bestraft. Eine
Handlung bzw. ein Ergebnis wird jedoch nur dann als fair bzw. unfair
eingescha¨tzt, wenn die handelnde Person hierfu¨r tatsa¨chlich verantwortlich
ist, d.h. wenn die betreffende Person sich auch anders ha¨tte entscheiden
ko¨nnen. Dies bedeutet, dass nicht nur die Konsequenzen von Handlungen
und Ergebnissen fu¨r eine Fairness-Beurteilung relevant sind, sondern auch
Intentionen bzw. Verfahren.
Neben der Frage, ob sich die Teilnehmer im Experiment reziprok verhalten,
wurde in dem in 3.1 diskutierten Experiment auch untersucht, ob ein Spieler B
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Figur 1 Belohnungs- und Bestrafungsverhalten der Spieler B in Abha¨ngigkeit
des Verhaltens der Spieler A (Medianwerte)
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auch dann belohnt und bestraft, wenn Spieler A fu¨r seine Handlung
nicht verantwortlich gemacht werden kann. Sind es allein die Konsequenzen
von Spieler As Verhalten, die als fair oder unfair wahrgenommen werden,
oder spielen seine Intentionen ebenfalls eine Rolle? Um diese Frage zu beant-
worten, wurden in Falk, Fehr und Fischbacher (2000b) die Ergebnisse des
oben beschriebenen Experiments mit denen eines zweiten Experiments
verglichen, das bis auf einen einzigen Unterschied identisch mit dem vorigen
Experiment war: im zweiten Experiment bestimmte ein Zufallsmechanismus
die Entscheidung von A. Wiederum saßen sich Spieler vom Typ A und Typ B
gegenu¨ber. Diesmal aber wurde die Entscheidung, ob und wie viel ein Spieler A
einem Spieler B gibt oder wegnimmt ausgewu¨rfelt. Die Spieler B hatten
wiederum die Mo¨glichkeit, A zu belohnen oder zu bestrafen.
DasHauptergebnisdieseszweitenExperiments istebenfalls inFigur1dargestellt
(s. die Linie mit den Punkten (Nicht Intentional)). Der Unterschied zum
,,intentionalen Experiment‘‘ ist offensichtlich: Wa¨hrend die Spieler B im
ersten Experiment belohnen und bestrafen, verhalten sie sich im zweiten
Experiment nicht mehr reziprok. Wenn z.B. ausgewu¨rfelt wurde, daß Spieler A
Spieler B 6 Punkte wegnehmen muss, dann wurde das Einkommen von A
durch die Spieler B im Median nicht vera¨ndert. Das heißt, dass ein Spieler B
in den beiden Experimenten die exakt gleichen Konsequenzen des Verhaltens von
A sehr unterschiedlich wahrnimmt, na¨mlich abha¨ngig davon, ob A verant-
wortlich fu¨r seine Handlungen ist oder nicht. Verha¨lt sich A ,,aus freien
Stu¨cken‘‘ unfair (fair), wird er bestraft (belohnt); kann er hingegen ,,nichts
dafu¨r‘‘, dann bleibt die Bestrafung (Belohnung) aus.
Die Tatsache, dass viele Menschen nicht nur die Ergebnisse von Hand-
lungen und Entscheidungen betrachten, sondern bei ihren U¨berlegungen
auch die zu Grunde liegende Absicht beru¨cksichtigen, hat fu¨r die O¨konomik
eine weitreichende Bedeutung, weil sie die Praxis, Nutzen rein konsequent-
ialistisch zu definieren, in Frage stellt.6 Zudem unterstreicht sie, dass eine
konsequentialistische Auffassung von Fairness zu kurz greift.7 In engem
Zusammenhang hiermit steht die Tatsache, dass die gleichen Ergebnisse
unterschiedlich bewertet werden, abha¨ngig davon, ob das zugrundeliegende
Verfahren als fair wahrgenommen wird oder nicht (vgl. Lind und Tyler, 1988).
Diese sogenannte prozedurale Gerechtigkeit ist von politischer Bedeutung, da
viele Menschen sehr viel eher bereit sind, auch unvorteilhafte Konsequenzen
zu akzeptieren, wenn das zugrundeliegende Verfahren als fair und gerecht
angesehen wird. Es ist zu erwarten, dass ein erho¨htes Maß an prozeduraler
Gerechtigkeit sich positiv auf civic virtues wie etwa Steuermoral oder Freiwilli-
genarbeit auswirkt (Frey, 1997b).
6. Die Bedeutung von Intentionen wurde auch in Falk, Fehr und Fischbacher (1999) aufgezeigt.
7. Eine a¨hnliche Differenzierung findet sich auch im Strafrecht, das die gleichen Handlungsfolgen
sehr unterschiedlich beurteilt, abha¨ngig z.B. davon, ob eine kriminelle Handlung aus
Vorsatz oder Fahrla¨ssigkeit erfolgte.
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3.3. Reziprozita¨t in Gruppen: Bedingte Kooperation und
multiple Gleichgewichte
Prinzip 3: In sozialen Dilemma-Situationen zeigt die Mehrheit der Indi-
viduen ein bedingt kooperatives Verhalten: ,,Kooperieren die anderen,
kooperiere ich auch; defektieren die anderen, defektiere ich auch.‘‘ Hieraus
ergibt sich u.U. die Existenz multipler Gleichgewichte, sogar in Situationen,
in denen gema¨ß den Annahmen des Homo Oeconomicus Modells nur ein
einziges Gleichgewicht existiert.
Die Bedeutung von Reziprozita¨t ist nicht auf bilaterale Situationen
beschra¨nkt, sondern spielt auch in multilateralen Kontexten eine zentrale
Rolle. Prototypisches Beispiel hierfu¨r sind soziale Dilemma-Situationen, in
denen es fu¨r das einzelne Individuum eine dominante Strategie ist, zu
defektieren, wa¨hrend es fu¨r die Gruppe insgesamt am besten wa¨re, wenn
alle kooperierten. Das folgende Experiment analysiert die Frage, welches
Verhaltensmuster in einer solchen Situation von reziprok motivierten Indi-
viduen zu erwarten ist (vgl. Fischbacher, Ga¨chter und Fehr, 2001).
Die Teilnehmer werden in Vierergruppen eingeteilt. Jeder Teilnehmer
erha¨lt eine Ausstattung von 20 Punkten und die Mo¨glichkeit, zwischen 0
und 20 Punkte in ein o¨ffentliches Gut zu investieren. Die Auszahlungs-
regel fu¨r ein Individuum lautet: 20 – Beitrag zum o¨ffentlichen Gut þ
0,4 (Summe aller Beitra¨ge zum o¨ffentlichen Gut). Aus der Auszahlungsregel
folgt unmittelbar, dass es fu¨r jeden Teilnehmer der Gruppe individuell
besser ist, nichts zum o¨ffentlichen Gut beizutragen, da jeder Punkt, der
beigetragen wird, 1 Punkt kostet, aber nur 0,4 Punkte einbringt. Da jedoch
jeder der vier Gruppenteilnehmer von einem investierten Punkt profitiert,
ist der Gruppengewinn dann am ho¨chsten, wenn alle voll beitragen.
In diesem Fall ist der Gewinn pro Spieler 2020þ 0,4(4*20)¼32, wa¨hrend
er nur 200þ0,4(0)¼20 betra¨gt, wenn alle defektieren. Es handelt
sich mithin um ein typisches soziales Dilemma: Die individuell
dominante Strategie nichts beizutragen, fu¨hrt kollektiv zu einem ineffizienten
Ergebnis.
Entsprechend der Homo Oeconomicus Prognose tra¨gt jeder Spieler in
diesem Experiment 0 Punkte bei, unabha¨ngig vom Verhalten der anderen
Gruppenmitglieder. Das einzige Nash-Gleichgewicht ist folglich durch voll-
sta¨ndiges Defektieren gekennzeichnet. Ein reziprok motiviertes Individuum
hingegen stellt folgende U¨berlegung an: Der Beitrag eines anderen zum
o¨ffentlichen Gut ist ein freundlicher und kooperativer Akt, der durch
einen eigenen Beitrag belohnt wird, d.h. ein reziprokes Individuum tra¨gt
dann bei, wenn auch die anderen beitragen. Das entsprechende Verhaltens-
muster ist eine Strategie der bedingten Kooperation. Anders als ein unbeding-
ter Altruist tra¨gt ein reziprokes Individuum nur dann bei, wenn auch die
anderen ihren Beitrag leisten. Wenn die anderen nichts beitragen, tra¨gt
auch ein reziprokes Individuum nichts bei. Niemand will schließlich der
,,Dumme‘‘ sein.
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Im Experiment ko¨nnen die Teilnehmer ihren Beitrag zum o¨ffentlichen Gut
davon abha¨ngig machen, wie viel die anderen Gruppenmitglieder zum
o¨ffentlichen Gut beitragen. Das Ergebnis ist in Figur 2 festgehalten. Obwohl
gema¨ss den Annahmen des Homo Oeconomicus Modells niemand etwas
beitragen sollte, erkennt man deutlich ein bedingtes Kooperationsverhalten.
Im Durchschnitt tra¨gt ein Teilnehmer um so mehr zum o¨ffentlichen Gut bei, je mehr
die anderen beitragen.8
Aus bedingt kooperativem Verhalten folgt unmittelbar die mo¨gliche
Existenz multipler Gleichgewichte. Wenn genu¨gend bedingt kooperative Typen
in einer Gruppe zusammen sind, kann es sein, dass entweder wenig (oder
nichts) beigetragen wird – weil die Erwartung vorherrscht, dass insgesamt
wenig kooperiert wird – oder dass viel beigetragen wird, da insgesamt ein
hohes Kooperationsniveau erwartet wird. Formal ausgedru¨ckt ist ein
Dilemma-Spiel, z.B. das Gefangenendilemma, das von zwei reziproken
Spielern gespielt wird, tatsa¨chlich ein Koordinationsspiel: Es gibt das ,,gute‘‘
Gleichgewicht, bei dem beide kooperieren und das ,,schlechte‘‘ Gleichge-
wicht, bei dem beide defektieren. Das bedeutet, dass es multiple Gleich-
gewichte in Spielen gibt, in denen es gema¨ss den Annahmen des Homo
Oeconomicus Modells nur ein einziges (ineffizientes) Gleichgewicht geben
kann. Da es bei multiplen Gleichgewichten entscheidend auf die Erwar-
tungen u¨ber das Verhalten der anderen ankommt, kann die Beeinflussung
dieser Erwartungen durch Belief Management eine zentrale Rolle spielen
(s. Abschnitt 4.1 und 4.4).
8. Dieses Verhalten wurde auch in einem ,,Diebstahl-Experiment‘‘ beobachtet, in dem gezeigt
werden konnte, daß die Experimentteilnehmer um so mehr von anderen stahlen
(defektierten), je mehr ihnen von anderen gestohlen wurde (vgl. Falk und Fischbacher, 2002a).
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Figur 2 Bedingt kooperatives Verhalten: Durchschnittliche Beitra¨ge in Abha¨ngigkeit
vom Verhalten der anderen Gruppenmitglieder
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3.4. Reziprozita¨t auf Ma¨rkten: Vollsta¨ndige vs. unvollsta¨ndige
Vertragsma¨rkte
Prinzip 4: Reziprozita¨t spielt auch fu¨r das aggregierte Ergebnis auf
Ma¨rkten eine Rolle. Entscheidend ist jedoch, ob es einen Spielraum fu¨r rezip-
roke Reaktionen gibt: Wa¨hrend Reziprozita¨t auf unvollsta¨ndigen Vertrags-
ma¨rkten das Marktergebnis beeinflussen kann, gilt dies fu¨r vollsta¨ndige
Vertragsma¨rkte kaum.
Dieser Abschnitt behandelt den Einfluss von Reziprozita¨t in Ma¨rkten. Ein
besonderes Augenmerk wird dabei auf den Unterschied zwischen einem
vertraglich vollsta¨ndig geregelten Markt und einem vertraglich unvollsta¨ndig
geregelten Markt gelegt (vgl. Fehr und Falk, 1999).
Zuna¨chst verhandeln 11 Verka¨ufer und 7 Ka¨ufer auf einem Wettbewerbs-
markt.9 Akzeptiert ein Verka¨ufer das Preisangebot eines Ka¨ufers oder
akzeptiert ein Ka¨ufer das Angebot eines Verka¨ufers, ist zwischen beiden
automatisch ein Vertrag zum vereinbarten Preis geschlossen. Da jeder Ka¨ufer
mit nur jeweils einem Verka¨ufer einen Vertrag abschließen kann, herrscht auf
dem Markt ein U¨berschussangebot von 4 Verka¨ufern.
Im Experiment mit unvollsta¨ndigen Vertra¨gen mu¨ssen alle Verka¨ufer, die
einen Vertrag abgeschlossen haben, eine Qualita¨t wa¨hlen. Wa¨hrend also der
Preis p, den ein Ka¨ufer ,,seinem‘‘ Verka¨ufer zahlt, auf der ersten Stufe fest-
gelegt wird, ist der Verka¨ufer in der Wahl der Qualita¨t vo¨llig frei. In diesem
Sinn ist der Vertrag unvollsta¨ndig. Die Wahl der Qualita¨t q wird durch eine
Zahl zwischen 0,1 und 1 repra¨sentiert, wobei die Kosten der Qualita¨t c(q) fu¨r
den Verka¨ufer mit der Ho¨he der gewa¨hlten Qualita¨t steigen. Fu¨r q¼0,1
belaufen sich die Kosten auf 0. Der Gewinn, den ein Ka¨ufer macht, wenn er
das Gut kauft, betra¨gt (120 p)q. Ein Verka¨ufer erha¨lt den Preis abzu¨glich der
Kosten der gewa¨hlten Qualita¨t, d.h. p c(q). Der Reservationsnutzen eines
Verka¨ufers betra¨gt 20. Beim vollsta¨ndigen Vertragsmarkt wird die Qualita¨t exo-
gen festgelegt, d.h. die Vertra¨ge sind vollsta¨ndig, und die Gewinne belaufen
sich auf 120 p fu¨r die Ka¨ufer und p fu¨r die Verka¨ufer (die wiederum einen
Reservationsnutzen von 20 haben).
Das Homo Oeconomicus Modell prognostiziert sowohl fu¨r den vollsta¨n-
digen wie auch den unvollsta¨ndigen Vertragsmarkt die selben Preise: Fu¨r Ver-
ka¨ufer im unvollsta¨ndigen Vertragsmarkt gibt es keinen Grund, eine ho¨here
als die minimale Qualita¨t zu wa¨hlen, da ho¨here Qualita¨ten mit zunehmen-
den Kosten verbunden sind. Folglich werden alle Verka¨ufer auf der zweiten
Stufe unabha¨ngig vom gezahlten Preis q¼0,1 wa¨hlen. Rationale Ka¨ufer anti-
zipieren die Wahl von q¼0,1 und versuchen, den tiefstmo¨glichen Preis
9. Der Markt wurde in einer sogenannten Doppelauktion organisiert. Das bedeutet, daß alle
Verka¨ufer und Ka¨ufer gleichzeitig Angebote unterbreiten und jedes Angebot der Gegenseite
akzeptieren konnten. Die Doppelauktion generiert einen ho¨heren Wettbewerbsdruck als jede
andere Institution der experimentellen Wirtschaftsforschung (vgl. z.B. Friedman und Rust,
1993).
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durchzusetzen, der gerade noch akzeptiert wird. Da der Reservationsnutzen
der Verka¨ufer auf beiden Ma¨rkten 20 betra¨gt und es ein U¨berschussangebot
an Verka¨ufern gibt, ko¨nnen Ka¨ufer Preise in Ho¨he von 20 durchsetzen. Dieser
Zusammenhang wird in Figur 3 verdeutlicht, welche die im Experiment
implementierten Angebots- und Nachfragekurven zeigt. Zusammengefasst
lautet die Prognose folglich fu¨r beide Vertragsma¨rkte, dass sieben Verka¨ufer
zu einem Preis von 20 verkaufen und dass im unvollsta¨ndigen Vertragsmarkt
alle Verka¨ufer die minimale Qualita¨t q¼0,1 wa¨hlen.
Das tatsa¨chlich beobachtete Verhalten im unvollsta¨ndigen Vertragsmarkt
weicht deutlich vom prognostizierten Verhalten ab. Der durchschnittlich
gezahlte Preis betra¨gt nicht 20, sondern 61, d.h. er ist drei mal ho¨her als das
Homo Oeconomicus Modell vorhersagt. Das ist ein bemerkenswertes Resul-
tat. Trotz starkem Wettbewerb und einem deutlichen U¨berschussangebot
seitens der Verka¨ufer konvergieren die Preise nicht zum prognostizierten
Gleichgewichtswert. Dies ist um so u¨berraschender, als sich die Verka¨ufer
im Experiment tatsa¨chlich stark gegenseitig unterboten haben und Ka¨ufer
problemlos tiefere Preise ha¨tten zahlen ko¨nnen. Auf die Frage, warum die
Ka¨ufer freiwillig ho¨here Preise zahlen, gibt Figur 4 eine klare Antwort. Sie zeigt
die durchschnittlich gewa¨hlte Qualita¨t in Abha¨ngigkeit vom gezahlten Preis.
Das reziproke Muster ist klar erkennbar: Je ho¨her der gezahlte Preis ausfa¨llt,
desto ho¨her ist im Durchschnitt die geleistete Qualita¨t. Wenn die Verka¨ufer
einen ,,fairen‘‘ Preis erhalten, sind sie auch bereit, eine ,,faire‘‘ Qualita¨t zu
liefern. Die positive Beziehung von Preis und Qualita¨t la¨sst es fu¨r Ka¨ufer nicht
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Figur 3 Angebots- und Nachfragekurven fu¨r den vollsta¨ndigen und den
unvollsta¨ndigen Vertragsmarkt
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lukrativ erscheinen, tiefe Preise durchzusetzen. Stattdessen versuchen sie,
durch ho¨here Preise an die Reziprozita¨t der Verka¨ufer zu appellieren. Tatsa¨ch-
lich ist die im Experiment beobachtete Korrelation zwischen dem von den
Ka¨ufern gezahlten Preis und ihrem Profit positiv.
Wenn die positive Beziehung zwischen Preis und Qualita¨t dafu¨r verant-
wortlich ist, dass im unvollsta¨ndigen Vertragsmarkt ho¨here Preise gezahlt
werden, dann wa¨re zu erwarten, dass im Falle vollsta¨ndiger Vertra¨ge die Preise
tiefer sind, da es hier fu¨r die Ka¨ufer keinen Grund gibt, an die Reziprozita¨t der
Verka¨ufer zu appellieren. Das ist tatsa¨chlich der Fall. Wa¨hrend die Ka¨ufer im
unvollsta¨ndigen Vertragsmarkt freiwillig ,,faire‘‘ Preise zahlen, dru¨cken sie die
Preise im vollsta¨ndigen Vertragsmarkt so tief wie sie ko¨nnen. Als Ergebnis
dieser Politik konvergieren die durchschnittlichen Preise relativ gut zum
prognostizierten Gleichgewicht.
Die allgemeine Einsicht aus dem Vergleich dieser beiden Experimente la¨sst
sich wie folgt zusammenfassen: Bei unvollsta¨ndigen Vertra¨gen gibt es einen
Spielraum fu¨r Reziprozita¨t, weshalb das Marktergebnis sich deutlich von der
Prognose des Homo Oeconomicus Modells unterscheidet. Bei vollsta¨ndigen
Vertra¨gen hingegen fehlt dieser Spielraum, so dass es fu¨r die Ka¨ufer keinen
Grund gibt, hohe Preise zu zahlen. Nur fu¨r vollsta¨ndige Vertragsma¨rkte wird
daher das aggregierte Verhalten relativ gut durch die Prognose des Homo
Oeconomicus Modells erfasst.10
10. Der Unterschied zwischen vollsta¨ndigen und unvollsta¨ndigen Vertragsma¨rkten wird durch
formale Fairnesstheorien prognostiziert (vgl. Falk und Fischbacher, 1999).
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3.5. Reziprozita¨t und Eigennutz: Interaktion von Typen
Prinzip 5: In Gruppen, in denen (wie es typischerweise der Fall ist)
eigennu¨tzige und reziproke Individuen miteinander interagieren, ha¨ngt es
vom institutionellen Umfeld ab, ob sich reziprokes oder eigennu¨tziges Ver-
halten ,,durchsetzt‘‘: In sozialen Dilemma-Situationen ohne individuelle
Bestrafungsmo¨glichkeiten wird sich ha¨ufig eigennu¨tziges Verhalten durch-
setzen. Existiert hingegen die Mo¨glichkeit zu (informellen) Sanktionen,
ko¨nnen Egoisten durch reziproke Individuen diszipliniert werden, so dass
Kooperation erreicht wird.
In den bisher diskutierten Experimenten gilt, dass Reziprozita¨t zwar das
vorherrschende Verhaltensmuster ist, eine Minderheit aber ein mit den Annah-
men des Homo Oeconomicus Modells kompatibles Verhalten zeigt. Es stellt
sich deshalb die Frage, ob in sozialen Dilemma-Situationen reziproke oder
eigennutzorientierte Individuen das aggregierte Verhalten determinieren. Das
folgende Experiment zeigt, dass dies vom institutionellen Umfeld abha¨ngt.
In dem folgenden Experiment gibt es zwei verschiedene Bedingungen:
Unter der ,,Straf-Bedingung‘‘ haben die Teilnehmer die Mo¨glichkeit, andere
Gruppenmitglieder zu bestrafen, wa¨hrend sie unter der Kontrollbedingung
diese Mo¨glichkeit nicht besitzen (vgl. Fehr und Ga¨chter, 2000c). Die Parame-
ter sind dieselben wie im Experiment in Abschnitt 3.3. Die Gruppen bestehen
aus jeweils vier Teilnehmern; jeder Teilnehmer erha¨lt eine Ausstattung von
20 Punkten und kann zwischen 0 und 20 Punkten zu einem o¨ffentlichen Gut
beitragen, das allen zugute kommt. Die Auszahlungsfunktion fu¨r ein Indivi-
duum ist 20 – Beitrag zum o¨ffentlichen Gutþ0,4(Summe aller Beitra¨ge zum
o¨ffentlichen Gut). Unter beiden Bedingungen interagieren die vier Gruppen-
mitglieder u¨ber insgesamt 10 Perioden miteinander, wobei sie nach jeder
Periode daru¨ber informiert werden, wie sich die anderen Gruppenmitglieder
verhalten haben. Der einzige Unterschied zwischen den Bedingungen ist der,
dass sich in der Strafbedingung alle Teilnehmer gegenseitig bestrafen ko¨nnen,
in dem sie sich gegenseitig Punkte abziehen. Diese ,,informellen Sanktionen‘‘
sind allerdings mit Kosten verbunden. Aus diesem Grund prognostiziert die
Standardtheorie, dass erstens in beiden Bedingungen niemand etwas zum
o¨ffentlichen Gut beitra¨gt und dass zweitens unter der Strafbedingung
niemand einen anderen Teilnehmer straft.11
Wie sich die Individuen tatsa¨chlich in solch einem Experiment verhalten,
ist aus Figur 5 ersichtlich. Die weißen Balken geben die relative Ha¨ufigkeit an,
mit der unter der Kontrollbedingung (ohne Strafmo¨glichkeit) zum o¨ffentlichen
Gut beigetragen wird. Es zeigt sich, dass zwar einige Teilnehmer mehr bei-
tragen als mit purem Eigennutz vereinbar ist, die Mehrheit der Teilnehmer
aber sehr wenig oder nichts beitra¨gt. So geben mehr als 50 Prozent aller
11. Diese Prognose gilt mit Ru¨ckwa¨rtsinduktion trotz der Wiederholung von 10 Perioden, da es
sich um ein endlich oft wiederholtes Spiel handelt.
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Teilnehmer Beitra¨ge von Null. Unter der ,,Strafbedingung‘‘ hingegen ergibt
sich ein radikal anderes Bild. Hier kooperiert die Mehrheit, und etwa
80 Prozent der Teilnehmer kooperieren sogar voll. Die Erkla¨rung fu¨r diesen
Unterschied liefert die Interaktion von eigennu¨tzigen und reziproken Indivi-
duen in Verbindung mit dem institutionellen Umfeld: Angenommen in einer
Gruppe sind z.B. drei reziproke und ein egoistischer Typ und angenommen die
reziproken Typen tragen in der ersten Periode jeweils 20 Punkte bei, wa¨hrend
der Egoist nichts beitra¨gt. Dann werden im Durchschnitt 15 Punkte beigetra-
gen. Da die reziproken bedingt kooperieren, reduzieren sie in der na¨chsten
Periode ihre Beitra¨ge auf 15, d.h. der durchschnittliche Beitrag sinkt auf etwa
11 usw. Die Existenz eines einzigen Egoisten kann folglich genu¨gen, eine
Abwa¨rtsspirale in Gang zu setzen, die ohne zusa¨tzliche institutionelle Einrich-
tungen kaum zu stoppen ist. Anders unter der Strafbedingung: Hier haben die
reziproken Teilnehmer die Mo¨glichkeit, unfaires Verhalten zu bestrafen.
Tatsa¨chlich beobachtet man, dass Teilnehmer um so mehr bestraft werden, je
weniger sie beitragen. Hierdurch kann die Mehrheit der reziproken Teilnehmer
die egoistische Minderheit effektiv disziplinieren, so dass es auch im Eigen-
interesse der Egoisten liegt, beizutragen. Als Ergebnis beobachtet man hohe
Kooperationsraten unter der Strafbedingung und geringe in der Kontroll-
bedingung, obwohl die Zusammensetzung aus reziproken und egoistischen
Teilnehmern exakt gleich ist.
Zusammenfassend la¨sst sich somit sagen, dass Reziprozita¨t als ein infor-
meller Durchsetzungsmechanismus fu¨r kooperatives Verhalten fungieren
kann. Wenn die Mo¨glichkeit zu informellen Sanktionen besteht, verfu¨gen
Gruppen nicht nur u¨ber eine Bereitschaft zu freiwilliger Kooperation,
sondern – und das ist besonders wichtig – u¨ber die freiwillige Bereitschaft,
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Trittbrett-Fahren zu sanktionieren, selbst wenn die Ausu¨bung der Sanktio-
nen mit Kosten verbunden ist.
3.6. Weitere Evidenz
Die hier pra¨sentierten Ergebnisse stellen nur einen Bruchteil der vorhan-
denen empirischen Evidenz dar. Die Existenz reziproken Verhaltens ist in
Dutzenden von Experimenten, unter variierenden experimentellen Bedin-
gungen und in verschiedenen Kulturen, gezeigt worden.12 Eines der bekann-
testen Experimente ist das sogenannte Ultimatum Spiel (Gu¨th et al., 1982),
ein Verhandlungsspiel, bei dem eindrucksvoll gezeigt wurde, dass als unfair
wahrgenommene Angebote abgelehnt werden, selbst wenn dies mit Kosten
verbunden ist. Weitere Experimente, die die Bedeutung von Fairness zeigen
sind z.B. Bolle und Kritikos (1998), Jacobsen und Sadrieh (1996), Ockenfels
und Weimann (1999) und Keser und Van Winden (2000). Sehr fru¨h hat
Selten (1978) auf die Relevanz von Fairness verwiesen. Bolle (1998) diskutiert
die Rolle von Vertrauen.
Neben der experimentellen Evidenz haben in letzter Zeit auch Fragebogen-
studien, die mit Managern und Personalverantwortlichen von Firmen durch-
gefu¨hrt wurden, die o¨konomische Relevanz von Fairness eindru¨cklich belegt
(z.B. Bewely, 1999). Auch in Nachbarwissenschaften wie der Soziologie und
Sozialpsychologie ist die Existenz und Bedeutung von Reziprozita¨t gut doku-
mentiert. Stellvertretend fu¨r viele sei der Soziologe Gouldner (1960, S. 171)
genannt, der die U¨berzeugung vertritt, dass Reziprozita¨t als kulturelles
Pha¨nomen nicht weniger universell sei als das Inzestverbot. Reziproke
Verhaltensmuster haben ihre tiefere Wurzel mo¨glicherweise in der
Evolutionsgeschichte des Menschen.13
4. Implikationen fu¨r die Wirtschaftspolitik
Die experimentell demonstrierten Verhaltensprinzipien werden im fol-
genden auf ihre Bedeutung fu¨r wirtschafts- und sozialpolitische Fragen hin
reflektiert. Hierbei geht es nicht mehr um konkrete Experimentsituationen,
sondern um die Analyse von Reziprozita¨t als allgemeinem Verhaltensmuster.
Alle abgeleiteten Implikationen sind als positive Analyse zu verstehen. Es geht
nicht darum, zu formulieren was wu¨nschenswert wa¨re, sondern darum,
welche Konsequenzen sich aus der Co-Existenz von Homo Oeconomicus
und Homo Reciprocans fu¨r verschiedene o¨konomisch relevante Politikfelder
ergeben ko¨nnen.
12. Fu¨r einen U¨berblick vgl. Fehr und Ga¨chter (2000a).
13. Siehe hierzu beispielsweise de Wal (1996), der bedingtes Kooperationsverhalten bei Primaten
studiert.
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4.1. Steuermoral als bedingte Kooperation
Steuern bilden das finanzielle und politische Ru¨ckgrat moderner westlicher
Gesellschaften. Aus diesem Grund stellt Steuerhinterziehung ein zentrales
wirtschaftspolitisches Problem dar. Scha¨tzungen zufolge entgehen z.B. dem
US-Haushalt aufgrund von Steuerhinterziehung Einnahmen in Ho¨he von
ca. 130 Mrd. US$ pro Jahr (vgl. Andreoni, Erard und Feinstein, 1998).14 Fu¨r
die Schweiz haben Untersuchungen ergeben, dass etwa 17,5 Prozent des
Einkommens hinterzogen werden (Frey, 1997b). Neben diesen erheblichen
fiskalpolitischen Problemen entstehen durch Steuerhinterziehung Steuerun-
gerechtigkeiten. Zudem lassen sich Steuer-Inzidenzwirkungen nicht mehr
verla¨sslich angeben.
Die traditionelle Analyse der Steuerhinterziehung richtet sich prima¨r auf
die Auswirkungen materieller Anreize, d.h. die Strafho¨he bei erwiesener Hin-
terziehung und die Aufdeckungswahrscheinlichkeit. Die in Abschnitt 3 pra¨-
sentierte empirische Evidenz legt demgegenu¨ber die Bedeutung freiwilliger
Formen der Steuerzahlung nahe (Steuermoral). Offenbar gibt es eine bedingte
Bereitschaft, zu o¨ffentlichen Gu¨tern beizutragen und das Verhalten von
Trittbrett-Fahrern zu bestrafen, d.h. auch nichtmaterielle, informelle Fakto-
ren spielen bei der Entscheidung, die Steuern zu zahlen bzw. zu hinterziehen,
eine Rolle.15 Diese Feststellung deckt sich mit der Tatsache, dass weniger
Steuern hinterzogen werden, als es mit dem Homo Oeconomicus Modell
vereinbar ist (vgl. Andreoni, Erard und Feinstein, 1998).
Im folgenden soll Steuermoral als eine Form bedingt kooperativen Verhal-
tens verstanden werden. Es soll untersucht werden, wie Steuermoral durch
die Wahl des Steuersystems und anderer staatlicher Institutionen sowie durch
politisches Belief Management positiv beeinflusst werden kann.
Steuermoral als bedingte Kooperation impliziert, daß jemand um so eher
bereit ist seine Steuern zu zahlen, je mehr er davon u¨berzeugt ist, dass auch
die anderen einen fairen Steuerbeitrag leisten (s. Prinzip 3). Ob der Steuer-
beitrag der anderen als ,,fair‘‘ angesehen wird, ha¨ngt z.B. von der Bemessungs-
grundlage und dem Steuertarif ab. Wenn letztere als fair betrachtet werden,
d.h. wenn man glaubt, dass jeder nach seinen Mo¨glichkeiten und seiner
Leistungsfa¨higkeit herangezogen wird, erho¨ht das die Bereitschaft, selbst
seinen Teil beizutragen. Diese U¨berlegung hat weitreichende Konsequenzen
fu¨r die Debatte um ,,optimale Steuern‘‘. Die konventionelle o¨konomische
Analyse, bei der Fairness im allgemeinen keine Rolle spielt, argumentiert
14. Eng verwandt mit dem Problem der Steuerhinterziehung sind alle Aktivita¨ten, die mit dem
Begriff der Schattenwirtschaft (,,underground economic activities‘‘) bezeichnet werden
(vgl. hierzu Schneider und Enste, 2000).
15. Andreoni, Erard und Feinstein (1998, S. 852) kommen in ihrem U¨berblicksartikel zu dem
folgenden Ergebnis: ,,. . . adding moral and social dynamics to models of tax compliance is as
yet a largely underdeveloped area of research. There seems little dispute about whether these
factors are important, but little is known or agreed upon about how best to include these
effects in a theoretical or empirical analysis of tax compliance‘‘.
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beispielsweise, dass der wesentliche Vorteil einer Kopfsteuer darin besteht,
dass sie keine Zusatzlast verursacht, bzw. die geringsten Verzerrungswir-
kungen aufweist. Die Effizienzwirkungen einer Kopfsteuer fallen indes vo¨llig
anders aus, wenn die Bedeutung von Steuermoral und Fairnessargumenten
beru¨cksichtigt wird. Wird entsprechend eines Kopfsteuerregimes besteuert,
besteht die Mo¨glichkeit, dass viele Steuerzahler nicht (mehr) den Eindruck
haben, dass alle einen fairen Beitrag leisten. Insbesondere die sehr Wohl-
habenden entrichten im Vergleich zur Mittelschicht nur noch einen sehr
geringen Anteil ihres Einkommens. Es ist zu erwarten, dass bedingt koope-
rative Steuerzahler auf ein solchermassen unfaires System reziprok, d.h. mit
Steuervermeidung oder anderen fu¨r das Gemeinwohl nachteiligen Formen
des Protests reagieren. Die Reaktionen auf die versuchte Einfu¨hrung der poll
tax durch die Thatcher-Regierung in England belegen diese Vermutung. Es
kam zu starken Protesten, so dass die neue Steuer politisch nicht durch-
setzbar war. In Anbetracht der Tatsache, dass Steuermoral fu¨r das gesamte
Steueraufkommen in einem Land eine zentrale Rolle spielt, ist die Effizienz-
beurteilung der Kopfsteuer viel schwieriger, als es ohne Fairnessu¨berle-
gungen der Fall ist.16
Diese Aussage gilt nicht nur fu¨r das extreme Beispiel der Kopfsteuer, sondern fu¨r
alle Auspra¨gungen des Steuersystems. Alle Faktoren, die fu¨r die Fairness eines
Steuersystems relevant sind, ko¨nnen sich auf die Steuermoral auswirken, sei es
die Bemessungsgrundlage, die Gewa¨hrung punktueller Freibetra¨ge fu¨r bestimmte
Personen oder Einkunftsarten, die absolute Ho¨he der Steuerbelastung, die Ausge-
staltung der Steuertarife, der Eingangssteuersatz, der Ho¨chststeuersatz oder kon-
krete Regeln wie das Ehegattensplitting. Aber auch die Ungleichbehandlung
ganzer Berufsgruppen wie z.B. der Angestellten auf der einen und der Beamten
auf der anderen Seite, ko¨nnen einen direkten Einfluss auf die Steuermoral haben.
Wenn es richtig ist, dass die wahrgenommene Fairness des Steuersystems auf die
Steuermoral einen Einfluss ausu¨bt, ist die Erforschung, welche Eigenschaften eines
Steuersystems als fair oder unfair wahrgenommen werden, von großer politischer
Bedeutung. Eine erste interessante Fragebogenstudie in dieser Richtung wurde
von Seidl und Traub (1999) vorgelegt.
Aus der Annahme von Steuermoral als bedingter Kooperation folgt, wie
oben dargelegt, die mo¨gliche Existenz multipler Gleichgewichte (s. Prinzip 3).
Anders als fu¨r den Homo Oeconomicus spielt es fu¨r den Homo Reciprocans
eine wichtige Rolle, ob andere ihren Beitrag zu einem o¨ffentlichen Gut leisten
oder nicht. Wenn ein reziprokes Individuum den Eindruck hat, die anderen
zahlten ihre Steuern, wird es sich ebenso verhalten (,,gutes‘‘ Erwartungs-
gleichgewicht). Herrscht hingegen der Eindruck vor, die anderen zahlten
ihre Steuern nicht, wird ein reziproker Steuerzahler eine geringere Steuermoral
16. Gegen die Kopf- bzw. Pauschalsteuer spricht nach herko¨mmlicher Lehre im u¨brigen,
dass eine undifferenzierte Einfu¨hrung nicht mo¨glich ist (weil Personen mit geringem
Einkommen sie nicht zahlen ko¨nnen) und differenzierte Pauschalsteuern nicht
anreizkompatibel sind.
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aufweisen (,,schlechtes‘‘ Erwartungsgleichgewicht). Mit anderen Worten
spielen fu¨r die Steuerzahler die Erwartungen u¨ber die Steuermoral der anderen
Steuerzahler eine große Rolle. Diese Einscha¨tzung besta¨tigen verschiedene
empirische Untersuchungen, die der Sozialpsychologe Cialdini wie folgt
zusammenfasst: ,,admitted noncompliers are more likely to estimate high
levels of noncompliance within the general public . . . and there is a clear
positive relationship between self-reported evasion and the tax evasion of
friends and relatives . . . ‘‘ (Cialdini, 1992, S. 215).
Aus der Existenz von ,,guten‘‘ und ,,schlechten‘‘ Erwartungsgleichge-
wichten ergibt sich fu¨r die Politik ein neuer Ansatzpunkt, na¨mlich durch ent-
sprechendes Belief-Management ,,gute‘‘ Erwartungsgleichgewichte zu erzielen.
Hiermit ist die positive Beeinflussung von Erwartungen u¨ber das Verhalten
anderer gemeint, die ein entsprechendes Verhalten unterstu¨tzen kann. Es
ko¨nnte z.B. in Anzeigen und Fernsehspots darauf hingewiesen werden, dass
die meisten Bu¨rger ihrer Steuerpflicht nachkommen und Steuerhinterzie-
hung als unsozial, unfair und kriminell ablehnen. Hierbei ko¨nnte zusa¨tzlich
klar gemacht werden, was der Allgemeinheit aufgrund der Hinterziehung
einzelner entgeht. Des weiteren ko¨nnte der Einscha¨tzung entgegengewirkt
werden, es ga¨be ungestrafte Hinterziehung. Es ist nicht zu unterscha¨tzen,
welchen negativen Einfluss o¨ffentlich bekannt gewordene und spektakula¨re
Fa¨lle von Steuerhinterziehung auf die Steuermoral ausu¨ben: Die durch sie
provozierte Frage lautet na¨mlich, warum soll ich ehrlich sein, wenn selbst der
bekannte Herr X seine Steuern hinterzieht. Die Erosion der Steuermoral kann
durch derartige negative Erwartungsschocks in Gang gebracht werden. Hilf-
reich sind deshalb sowohl Strafen fu¨r Steuerhinterzieher sowie deren soziale
A¨chtung. Letzteres ist vor allem deshalb von Bedeutung, da es die normative
U¨bereinstimmung, dass Steuerhinterziehung ein gemeinschaftsfeindlicher
Akt ist, versta¨rkt und emotional verankert.17
Wie weiter oben ausgefu¨hrt, ha¨ngen die Fairnesswahrnehmungen nicht
nur von Ergebnissen sondern auch von Verfahren ab (s. Prinzip 2). Der Homo
Reciprocans ist viel eher bereit, auch unvorteilhafte Maßnahmen zu akzep-
tieren (z.B. als ,,zu hoch‘‘ wahrgenommene Steuern zu zahlen), wenn das
Verfahren, das zu der entsprechenden Maßnahme gefu¨hrt hat, als fair wahr-
genommen wird. Mit anderen Worten la¨sst sich durch die geeignete Wahl
politischer Institutionen und die dadurch erho¨hte prozedurale Gerechtigkeit
eine ho¨here Zustimmung zu politischen Entscheidungen erreichen, selbst
wenn diese fu¨r einzelne ,,unvorteilhaft‘‘ sind. An erster Stelle wa¨ren hier
verbesserte Mo¨glichkeiten der politischen Partizipation zu nennen, also
direktdemokratische Elemente bei Abstimmungen sowie Bu¨rgerbeteili-
gungen und Referenden. Es ist gezeigt worden, daß sich ein ho¨heres Maß an
politischer Mitbestimmung positiv auf die Steuermoral auswirkt (vgl. hierzu
17. Hiermit wird die soziale Bedeutung von Strafen angesprochen: ,,Punishment does more than
impose disutility on the offender; it also expresses the community’s moral condemnation‘‘
(vgl. Kahan, 1997, S. 383).
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Frey, 1997b).18 Da die Partizipationschancen in repra¨sentativen Systemen
weder auf Seiten der Steuereinnahme noch auf Seiten der Steuerverwen-
dung besonders ausgepra¨gt sind, ist die Identifikation mit dem Gemein-
wesen relativ gering. Zudem wird das politische Verfahren als weniger fair
erlebt im Vergleich zu jenen Verfahren, die u¨ber Mo¨glichkeiten direkter
Bu¨rgerbeteiligung verfu¨gen. Feld und Frey (2000) merken hierzu in ihrer
Studie u¨ber das Verha¨ltnis von Steuermoral und direkter Demokratie an:
,,Treating citizens respectfully can be expected to be more pronounced in
polities with constitutional provisions for direct voter participation, like
referenda and initiatives. . . . In such a system of direct democracy, taxpayers
know that the public services they consume are worth the taxes they pay.
Taxpayers therefore feel obliged to pay their taxes honestly‘‘ (S. 6).19 Es ist
also zu erwarten, dass versta¨rkte politische Partizipation zu einer ho¨heren
Steuermoral fu¨hrt. Besonders im Hinblick auf das ha¨ufig beklagte ,,Demokra-
tiedefizit‘‘ im Rahmen des europa¨ischen Einigungsprozesses, sollte unter
diesem Gesichtspunkt die Chance der institutionellen Neugestaltung unter
Einbezug direktdemokratischer Verfahren genutzt werden (vgl. Schneider,
2000).
4.2. Akzeptanz sozialpolitischer Maßnahmen
Bevor es einen zentralen Sozialstaat gab, wurde soziale Sicherung in verha¨lt-
nisma¨ßig kleinen dezentralen Einheiten auf Gegenseitigkeit (Reziprozita¨t)
bereitgestellt (vgl. z.B. Sugden, 1986). Diese beruhten auf der freiwilligen
Einzahlung in einen gemeinsamen Fonds, aus dem man im Bedarfsfall
(Krankheit, Arbeitsunfa¨higkeit, Arbeitslosigkeit usw.) Leistungen beziehen
konnte. Ein solches System kann nur funktionieren, wenn gegenseitig koope-
riert und Trittbrett-Fahren sanktioniert wird (vgl. Hechter, 1987). Auch der
zentralisierte und anonymisierte Sozialstaat westlicher Gesellschaften, ist auf
ein Mindestmass an Kooperation angewiesen. Auch heute funktioniert das
Konzept einer Solidargemeinschaft nur, wenn alle in der Gemeinschaft ihren
Beitrag leisten, wenn es keinen exzessiven Missbrauch von Leistungen gibt
und das sozialstaatliche Arrangement als ,,fair‘‘ angesehen wird und
sich folglich einer breiten Akzeptanz versichern kann. Die Akzeptanz des
Sozialstaats ist keineswegs garantiert. In den USA beispielsweise stoßen
zahlreiche soziale Programme auf die weitgehende Ablehnung der Bevo¨l-
kerung (vgl. Bowles und Gintis, 1998, Wax, 2000). Auch in europa¨ischen
Staaten wird u¨ber die Bezahlbarkeit und Angemessenheit sozialstaatlicher
18. Erste experimentelle Arbeiten, die auf den positiven Einfluss politischer Partizipation
hinweisen, sind Alm et al. (1993) und Alm et al. (1999).
19. Goette und Kucher (1998) haben fu¨r die Stadt Zu¨rich festgestellt, daß eine positive
Korrelation zwischen der Vertrauenswu¨rdigkeit in die Stadtregierung und der
Steuerehrlichkeit der Bu¨rger existiert.
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Maßnahmen lebhaft diskutiert.20 Die hier vertretene These lautet, dass
der Sozialstaat langfristig gesehen nur bestehen und sich einer breiten Akzep-
tanz versichern kann, wenn er als ein faires Umverteilungssystem wahr-
genommen wird. Die Beantwortung der Frage, was ,,fair‘‘ in diesem
Zusammenhang heißt, soll im Ru¨ckgriff auf die oben dargelegten Prinzipien
erfolgen. Die Kernfrage hierbei lautet: Wann wird eine Inanspruchnahme des
Sozialstaats als fair, wann als unfair bzw. gemeinschaftsfeindlich wahr-
genommen?
Aus Prinzip 2 folgt, daß eine unkooperative oder eigennu¨tzige Handlung
nicht als unfair betrachtet wird, wenn das entsprechende Individuum keine
alternative Verhaltensmo¨glichkeit hatte, d.h. wenn die Handlungsfolgen
außerhalb der eigenen Kontrolle lagen. Auf staatliche Leistungen und die
Akzeptanz von wohlfahrtsstaatlichen Regelungen u¨bertragen heißt das: Ein
kollektives Umverteilungssystems wird als ,,fair‘‘ empfunden, wenn gilt,
daß nur derjenige Leistungen erha¨lt, der nicht oder nur zu unzumutbaren Bedingungen
fu¨r sich selbst sorgen kann. Anders formuliert berechtigt Bedu¨rftigkeit alleine
noch nicht zu Anspru¨chen, sondern nur eine Bedu¨rftigkeit, die nicht selbst
verschuldet wurde, d.h. die durch Umsta¨nde hervorgerufen wurde, die jenseits
der eigenen Kontrollierbarkeit liegen. Wenn beispielsweise Arbeitslosigkeit im
eigenen Verantwortungsbereich liegt und trotzdem Anspru¨che an das Kol-
lektiv gestellt werden, so wird dies als unfair betrachtet. Liegen die Ursachen
der Arbeitslosigkeit jedoch jenseits der eigenen Kontrolle (sei es aufgrund
von Krankheit oder der Lage auf dem Arbeitsmarkt), wird dieser Anspruch
akzeptiert.
Diese Aussage wird durch empirische Untersuchungen unterstu¨tzt, die
belegen, dass die meisten Menschen zwar jenen helfen mo¨chten, die unver-
schuldet in eine Notsituation geraten, aber die Hilfe fu¨r jene ablehnen, die
durch eigenes Verschulden in eine unvorteilhafte Situation gekommen sind.
Verschiedene empirische Untersuchungen zusammenfassend schreibt Wax
(2000, S. 274): ,,The data suggest that a majority of voters favor collective
responsibility for the poor and want the poor to become economically inde-
pendent. They are reluctant, however, to support needy persons who show
little interest in supporting themselves‘‘. In diesem Sinne a¨ußern sich auch
Bowles und Gintis (1998, S. 15): ,,. . . policies that reward people independent
of whether and how much they contribute to society are considered unfair
and are not supported, even if the intended recipients are otherwise worthy
20. Beispielhaft genannt sei die Zustimmung zum gesetzlichen Rentensystem. Vielfach wird
die ,,Aufku¨ndigung des Generationenvertrages‘‘ beklagt. Wenn das System der
gesetzlichen Rentenversicherung nicht verhindern kann, daß ju¨ngere Menschen
wesentlich mehr einzahlen, als sie spa¨ter an Rentenleistungen zuru¨ckerhalten, ist die
mangelnde Bereitschaft, sich dem gesetzlichen Rentensystem anzuvertrauen, nicht
verwunderlich. Der Homo Reciprocans achtet auf einen fairen Ausgleich der Lasten –
auch u¨ber die Zeit.
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of support, and even if the incidence of non-contribution in the target
population is rather low‘‘.21
Selbstversta¨ndlich ist es im Detail schwierig zu sagen, was selbstverschuldet
bzw. jenseits der eigenen Kontrolle ist (vgl. Wax, 2000 fu¨r eine Diskussion).
Dies du¨rfte nicht zuletzt von kulturellen und sozialen Erwartungen abha¨n-
gen. Dennoch ist zu vermuten, dass sozialstaatliche Arrangements um so
mehr Akzeptanz und Unterstu¨tzung erhalten, je mehr der Grundsatz gilt,
dass nur der Leistungen erha¨lt, der sich zuvor im Rahmen seiner Mo¨glich-
keiten selbst bemu¨ht hat. Diese Einsicht ist auch relevant fu¨r die politische
Umsetzung neuer politischer Programme: Ansa¨tze, die darauf abzielen, die
eigene Leistungsfa¨higkeit und Selbsthilfe bzw. die (Wieder-)Eingliederung in
den Arbeitsmarkt zu erho¨hen, ko¨nnen mit einer gro¨ßeren Zustimmung rech-
nen als reine Umverteilungsprogramme (,,workfare statt welfare‘‘). Beispiele
fu¨r erstere sind Ausbildungsfo¨rderung, Unterstu¨tzung bei der Kinderbetreu-
ung, Berufsberatung, Teilzeitarbeitsregelungen, Transporthilfen usw.
Die Akzeptanz sozialpolitischer Maßnahmen kann auch dadurch erho¨ht
werden, dass Transferempfa¨nger nicht nur erhalten, sondern auch etwas zuru¨ck-
geben. Reziprozita¨t als bedingte Kooperation bedeutet, dass in einem kollektiven
Transfersystem Geber viel eher bereit sind, einen großzu¨gigen Beitrag zu
leisten, wenn sie das Gefu¨hl haben, dass sie zumindest symbolisch etwas
zuru¨ckerhalten (s. Prinzipien 1 u. 3). Fu¨r die Ausgestaltung sozialpolitischer
Maßnahmen folgt hieraus, dass ein Empfa¨nger auch etwas zuru¨ck gibt. Dieser
Reziprozita¨ts-Grundsatz bildet einen wichtigen Teil des sogenannten
,,Wisconsin Works‘‘-Programms, das derzeit auch in der Bundesrepublik disk-
utiert wird (vgl. Mead, 1999). Hiernach ist eine staatliche Leistung an eine
Gegenleistung geknu¨pft, die in der Regel in Form von Arbeit erbracht wird.
Allerdings ist der Empfa¨nger nur verpflichtet, eine Arbeit aufzunehmen,
wenn der Staat auch tatsa¨chlich eine Arbeit anbietet.
Ein Anwendungsbeispiel ist die Asylpolitik. Aus gutem Grund gilt die
Gewa¨hrung politischen Asyls in der Bundesrepublik als ein zentrales poli-
tisches Grundrecht. Dennoch ist die Akzeptanz dieses Grundsatzes erheblichen
Schwankungen unterworfen. Wenn es das Ziel der Asylpolitik ist, die Akzep-
tanz gegenu¨ber Fremden und Asylanten zu sta¨rken und Widersta¨nde gegen
das Grundrecht auf politisches Asyl zu verringern, dann ergibt sich aus dem
oben Gesagten, daß es sinnvoll ist, Asylanten eine (beschra¨nkte) Arbeitser-
laubnis zu erteilen (wie es in der Bundesrepublik diskutiert wird) bzw. zu
geringfu¨gigen Arbeiten (z.B. im sozialen oder o¨kologischen Bereich) zu
verpflichten. Asylsuchende wu¨rden hierdurch zumindest teilweise in die
Lage versetzt, ihren eigenen Lebensunterhalt zu bestreiten und wu¨rden
21. Die Aussage von Bundeskanzler Gerhard Schro¨der, wonach es ,,kein Recht auf Faulheit‘‘ gebe,
geht in die gleiche Richtung. Arbeitslosenhilfe fu¨r unverschuldete Arbeitslosigkeit wird
ebenso als ,,fair‘‘ beurteilt, wie es als unsolidarisch und unfair gilt, wenn jemand
Leistungen erha¨lt, obwohl es in der eigenen Kontrolle der betreffenden Person la¨ge, eine
Arbeit anzunehmen.
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gleichzeitig signalisieren, dass sie der Gesellschaft ,,etwas zuru¨ckgeben‘‘.
Beides ko¨nnte geeignet sein, die Akzeptanz gegenu¨ber der Asylpolitik zu
erho¨hen. A¨hnliche Argumente gelten auch fu¨r andere sozialpolitische Maß-
nahmen. Um nicht missverstanden zu werden: Es kann sich selbstversta¨nd-
lich niemals um ,,materiell gleichberechtigte‘‘ Gegenleistungen halten, da es
sich ja gerade um sozialpolitisch motivierte Transferleistungen handelt.
Wenn aber die Geber realisieren, dass auch die Empfa¨nger ihren Beitrag
leisten – und sei er auch gering – steigt die Bereitschaft zu teilen.
Der Grundsatz, wonach jemand, der etwas erha¨lt auch etwas zuru¨ckgeben
sollte, erho¨ht nicht nur die Akzeptanz staatlicher Transferleistungen auf
Seiten der Geber, sondern verringert auch die Schamgefu¨hle der Empfa¨nger.22
Schamgefu¨hle erkla¨ren, warum in einem erheblichen Ausmaß soziale Leis-
tungen, auf die ein Anspruch bestu¨nde, nicht angenommen werden (Moffitt,
1983).23 Gleichzeitig gilt, dass vor allem solche Leistungen in Anspruch
genommen werden, bei denen die Leistungsempfa¨nger bereits Anspru¨che
durch eigene Beitra¨ge erworben haben. Es handelt sich also um Leistungen,
bei denen die Empfa¨nger im Voraus eine Gegenleistung erbracht haben.
In diesem Sinne stellt Lindbeck (1995) fest: ,,. . . individuals are less hesitant
to live on, and adjust their lives to, general social security benefits. . . . After
all, such benefits are often described today as ,citizen rights‘ and
,entitlements‘, based on contributions paid previously‘‘ (Hervorhebung
durch AF) (S. 480–481).
4.3. Anreizvertra¨ge und ,,Hidden Costs of Incentives‘‘
Die Forderung nach Einfu¨hrung von Anreizvertra¨gen in Firmen und o¨ffent-
lichen Verwaltungen ist in der o¨ffentlichen Diskussion en vogue. Die Argu-
mentation zugunsten expliziter Leistungsanreize ist einfach und bestechend.
Es ist ein Standardergebnis der Prinzipal-Agenten-Literatur, dass durch die
geeignete Wahl expliziter Anreize die Arbeitsleistung von Agenten system-
atisch erho¨ht werden kann. Wie im Experiment in Abschnitt 3.4 gezeigt
wurde, ko¨nnen allerdings auch durch Fairness und Reziprozita¨t zumindest
teilweise Qualita¨ts- bzw. Leistungsniveaus durchgesetzt werden, die in der
Allgegenwart eigennu¨tziger Individuen nicht zu erwarten wa¨ren.24 Es stellt
sich somit die Frage, wie explizite Anreize mit Reziprozita¨t interagieren. Eine
Mo¨glichkeit besteht darin, dass sie hinzuaddiert werden ko¨nnen, d.h. dass
22. In der soziologischen Literatur wurde die Stigmatisierung von Transferempfa¨ngern ha¨ufig
dokumentiert, vgl. z.B. Horan and Austin (1974).
23. Ein solcher Zuwendungsverzicht steht ebenso im Widerspruch zum Konzept des Homo
Oeconomicus, wie die Tatsache, daß weniger Steuern hinterzogen werden, als es (bei
Geltung der Eigennutzhypothese) rational wa¨re (s.o.).
24. In Fehr und Falk (2002) wird ausfu¨hrlich die psychologische Fundierung von Anreizen
diskutiert. Hierbei geht es neben Reziprozita¨t auch um intrinsische Motivation und soziale
Anerkennung als Anreizmotive. Zudem wird die Interaktion von Anreizinstrumenten und
nicht pekunia¨ren Motiven diskutiert.
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Reziprozita¨t und explizite Anreize sich gegenseitig erga¨nzen. Es ist allerdings
auch mo¨glich, dass die Einfu¨hrung expliziter Anreize das Vertrauensklima,
das die Voraussetzung einer reziprozita¨tsbedingten Leistungsmotivation
bildet, unterminiert. In diesem Falle entstehen durch die Einfu¨hrung expliziter
Anreize Kosten, die von der auf dem Homo Oeconomicus Modell basierenden
Prinzipal-Agenten Literatur bislang nicht beru¨cksichtigt wurden.
In der Tat konnte in Experimenten gezeigt werden, dass explizite Leistungs-
anreize freiwillige Formen von Kooperation verdra¨ngen ko¨nnen (Fehr und
Ga¨chter, 2000b). In Experimenten, die dem in Abschnitt 3.4 vorgestellten
sehr a¨hnlich waren, fu¨hrte die Einfu¨hrung von expliziten Anreizen statt zu
einer erho¨hten sogar zu einer geringeren Effizienz. Wa¨hrend in einer Institu-
tion ohne explizite Anreize Ka¨ufer in der Lage waren, durch ,,faire‘‘ Preise
ho¨here Qualita¨ten seitens der (reziproken) Verka¨ufer zu erzielen, gelang dies
in einem Regime mit expliziten Anreizen nicht mehr. Offenbar fu¨hrte die
Einfu¨hrung expliziter Anreize zu einer Verschlechterung der Atmospha¨re,
die wiederum zu einem Zusammenbruch der positiven Beziehung zwischen
Preis und Qualita¨t fu¨hrte (vgl. Figur 4). Andere Studien, die auf dysfunktionale
Tendenzen expliziter Anreize verweisen, sind Bohnet, Frey und Huck (1999),
Frey (1997a) und Gneezy und Rustichini (2000) sowie aus der Sicht der
Sozialpsychologie Deci und Ryan (1985). Der Tenor der zitierten Arbeiten
lautet, dass die unkritisch geforderte Einfu¨hrung von expliziten Anreizen
problematischer ist, als es die Standardperspektive suggeriert. Die Aufhebung
der Annahme, alle Individuen verhielten sich wie der Homo Oeconomicus,
ru¨ckt potentielle Kosten in Form verdra¨ngter freiwilliger Kooperationsformen
und verringertem gegenseitigem Vertrauen ins Blickfeld. Es ist deshalb im
Einzelfall genau zu pru¨fen, ob die Einfu¨hrung von Anreizmechanismen diese
Kosten rechtfertigt (vgl. Ga¨chter und Falk, 2000 fu¨r eine Diskussion verschie-
dener Anreizmechanismen).
4.4. Kriminalita¨t als Soziale Interaktion: Die Rolle von Belief-Management
Fu¨r kriminelles Verhalten gilt in den Wirtschaftswissenschaften beinahe ein-
hellig das Beckersche Diktum, wonach Kriminalita¨t auf einer rationalen
Kosten-Nutzen-U¨berlegung basiert: Solange die erwarteten materiellen
Kosten, die mit einer kriminellen Handlung verbunden sind, den erwarteten
Nutzen u¨bersteigen, wird ein rationales Individuum sich regelkonform ver-
halten (Becker, 1968).
Die aus der Existenz des Homo Reciprocans abgeleitete alternative Hypo-
these versteht Kriminalita¨t hingegen zusa¨tzlich als eine Form bedingten
Verhaltens: Wenn andere in meiner Umgebung sich nicht regelkonform
verhalten, steigt auch meine Bereitschaft zur Nichteinhaltung von Regeln
(s. Prinzip 3). Der wesentliche Punkt hierbei ist, dass die Entscheidung zur
kriminellen Handlung nicht alleine von einer Abwa¨gung materieller Faktoren
abha¨ngt, sondern auch von den Erwartungen u¨ber das Verhalten anderer in
meiner Umgebung. Regelkonformes Verhalten ist aus dieser Perspektive ein
Armin Falk
162 # Verein fu¨r Socialpolitik und Blackwell Publishing Ltd. 2003
soziales Interaktionspha¨nomen: Wenn jemand die Erwartung hegt, in seiner
Umgebung verhalten sich die anderen pro-sozial, wird er sich ceteris paribus
ebenso verhalten und vice versa. Aus dieser U¨berlegung folgt unmittelbar,
dass es ,,gute‘‘ und ,,schlechte‘‘ Erwartungsgleichgewichte gibt. In ersteren
fu¨hrt die Erwartung, dass sich alle an die Regeln halten, in der Tat dazu,
daß die Regeln eingehalten werden, wa¨hrend in letzteren die Erwartung
von Regelversto¨ßen zur Erosion von Regeln fu¨hrt. Evidenz fu¨r diese Form
bedingter Regelkonformita¨t wurde in zahlreichen Studien erbracht (vgl.
Kahan, 1997 oder Glaeser, Sacerdote und Scheinkman, 1996).
Wie bereits erwa¨hnt, ergibt sich aus der Existenz von guten und schlech-
ten Erwartungsgleichgewichten fu¨r die Politik durch geeignetes Belief-
Management ein interessantes Politik-Instrument. Ein mo¨glicher Ansatzpunkt
fu¨r politisches Belief-Management ist die Gestaltung des a¨ußeren Erscheinungs-
bildes von o¨ffentlichen Pla¨tzen und Einrichtungen. Wa¨hrend ein intaktes
Erscheinungsbild die Geltung sozialer Normen und Regeln unterstreicht,
fu¨hrt ein desolater Zustand o¨ffentlicher Ra¨ume zur (sich selbst erfu¨llenden)
Erwartung weiterer Verwahrlosung (vgl. das sogenannte ,,broken window‘‘-
Pha¨nomen). In seiner empirischen Untersuchung in 40 US-amerikanischen
Sta¨dten belegt Skogan (1990) einen positiven Zusammenhang zwischen
,,public disorder‘‘ und der Kriminalita¨tsrate. Kahan (1997) stellt in diesem
Zusammenhang auf den potentiellen Nutzen einer Politik ab, die die
Verwahrlosung o¨ffentlicher Ra¨ume unterdru¨ckt, da sichtbare Formen
von Regelversto¨ßen zu weiteren kriminellen Handlungen ermuntern und
anstiften.
Der Zusammenhang zwischen der a¨ußeren Erscheinung o¨ffentlicher
Ra¨ume und der Bereitschaft, Normen und Regeln einzuhalten, wurde ein-
drucksvoll in einem Feldexperiment von Cialdini, Reno und Kallgren (1990)
nachgewiesen. In ihrer Studie testen sie, ob Individuen vermehrt Abfa¨lle in
einer Umgebung wegwerfen, in der bereits viel Mu¨ll ,,herumliegt‘‘. In einem
ihrer Experimente heften sie in einem Parkhaus Informationszettel25 an die
Windschutzscheibe der abgestellten Autos. In der ersten Experiment-
Bedingung ist das Parkhaus ,,sauber‘‘, in der zweiten ,,verschmutzt‘‘. Es stellt
sich heraus, daß in einem sauberen Parkhaus wesentlich weniger Informa-
tionszettel weggeworfen werden als im bereits verschmutzten. Dies zeigt, dass
die Umgebung ein starkes Signal u¨ber die Geltung und Einhaltung von
Normen und Regeln aussendet, auf das viele Menschen bedingt reagieren:
Wenn andere ihren Abfall wegwerfen, tun sie es auch. Herrscht hingegen der
Eindruck einer intakten Regelbefolgung vor, verhalten sich viele entspre-
chend dieser Norm.
Fu¨r politisches Belief-Management folgt hieraus, dass der Eindruck allge-
meiner Regelbefolgung vermittelt werden sollte. Es lohnt sich, zur Beka¨mp-
fung von Klein-Kriminalita¨t fu¨r ein entsprechendes Erscheinungsbild
25. Auf diesen Zetteln stand: ,,This is Automotive Safety Week. Please drive carefully‘‘.
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o¨ffentlicher Ra¨ume zu sorgen und die o¨ffentliche Infrastruktur in einer Form
zu pra¨sentieren, die zu ,,positiver Reziprozita¨t einla¨dt‘‘. In diesem Zusammen-
hang kann auch die sogenannte ,,Zero tolerance‘‘-Politik, die v.a. in New York
angewendet wurde, gesehen werden. Die konsequente Bestrafung selbst
geringfu¨giger Delikte hat demnach mehrere Effekte. Zum einen entfaltet sie
eine Abschreckungswirkung, ganz im Einklang zum standard-o¨konomischen
Kalku¨l. Zweitens fu¨hrt sie aufgrund der erho¨hten Abschreckung zu der Ein-
scha¨tzung, dass andere insgesamt weniger gegen Regeln verstoßen, was
gema¨ß Prinzip 3 allein schon zu weniger bedingten Regelversto¨ßen fu¨hrt.
Drittens fu¨hrt eine Politik, die auch Sachbescha¨digung etc. beka¨mpft, zu
einem verbesserten Erscheinungsbild, unterstreicht die Geltung und Durch-
setzung von Normen und fu¨hrt somit zu einer Koordinierung auf ,,gute
Erwartungsgleichgewichte‘‘.
4.5. Politik der ,,kleinen Einheiten‘‘
Aus den in dieser Arbeit diskutierten Verhaltensprinzipien ergeben sich auch
neue Gesichtspunkte fu¨r die Debatte um Subsidiarita¨t, Bu¨rgergesellschaft und
eine Politik der ,,kleinen Einheiten‘‘. Wie dargelegt, verfu¨gen Gesellschaften
u¨ber informelle, auf Fairness und Reziprozita¨t basierende Sanktionsverfahren.
Es wurde gezeigt, dass reziproke Individuen Trittbrett-Fahren bestrafen und
hierdurch Egoisten effektiv disziplinieren. Hierdurch wiederum kann das Bei-
tragsniveau zu o¨ffentlichen Gu¨tern dramatisch erho¨ht werden (s. Prinzip 5).
Diese freiwillige Sanktionierung von individuellem Trittbrettfahrerverhalten
setzt aber die Beobachtbarkeit von Fehlverhalten voraus. Diese Voraussetzung
ist typischerweise nur in kleineren (politischen) Einheiten vorhanden
(Gemeinden, Quartiere, Vereine). Im Sinne einer Beka¨mpfung von illegitim
in Anspruch genommenen Transferleistungen und der verbesserten Bereit-
stellung lokaler o¨ffentlicher Gu¨ter, ko¨nnte es sich demnach lohnen, kleine
Einheiten politisch aufzuwerten und ihnen in ho¨herem Maße Einnahme-
und Ausgabekompetenzen zu u¨bertragen.
Dieses Argument wird noch versta¨rkt durch die Tatsache, daß die Mit-
glieder kleinerer politischer Einheiten ha¨ufig wiederholt miteinander inter-
agieren. Es wurde in zahlreichen Experimenten nachgewiesen, dass sich
wiederholte Interaktionen positiv auf das Beitragsverhalten in o¨ffentlichen
Gut-Situationen auswirken (Keser und van Winden, 2000). Ga¨chter und Falk
(1999) haben gezeigt, dass in einer vertraglich unvollsta¨ndigen Tausch-
situation langfristige Beziehungen zu mehr Reziprozita¨t und ho¨herer Effizi-
enz fu¨hren als einmalige Interaktionen. Auch theoretisch wurde gezeigt, dass
sich wiederholte Interaktionen gu¨nstig auf die Bereitstellung lokaler o¨ffent-
licher Gu¨ter auswirken (z.B. Bowles, 1999). Hieraus folgt, dass kleinere poli-
tische Einheiten besser in der Lage sind, o¨ffentliche Gu¨ter bereitzustellen und
Defekteure effektiv zu bestrafen. Dies macht kleine Einheiten fu¨r die U¨ber-
nahme politischer Aufgaben attraktiv.
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4.6. Konsequenzen fu¨r den Arbeitsmarkt
Prinzip 4 besagt, dass die Existenz des Homo Reciprocans aggregierte Markt-
ergebnisse auf vertraglich vollsta¨ndigen Ma¨rkten kaum, auf unvollsta¨ndigen
Ma¨rkten jedoch sehr wohl beeinflussen kann. Das wichtigste Beispiel ist der
Arbeitsmarkt. Es gilt heute als unumstritten, dass der Arbeitsvertrag in hohem
Masse unvollsta¨ndig ist und die exakten Aufgaben, die sich im Verlaufe einer
Arbeitsbeziehung ergeben, nur rudimenta¨r spezifiziert (vgl. z.B. Milgrom and
Roberts, 1992).26 Die Unvollsta¨ndigkeit des Arbeitsvertrages wiederum verur-
sacht ein Motivationsproblem, da Arbeitnehmer einen erheblichen diskre-
tiona¨ren Spielraum u¨ber die zu leistende Arbeit besitzen. Eine Mo¨glichkeit,
das hieraus resultierende Motivationsproblem zu verringern, besteht in der
Zahlung ,,fairer‘‘ Lo¨hne. Dies ist das klassische Effizienzlohnargument:
Arbeitgeber ko¨nnen durch die Bezahlung ,,fairer‘‘ Lo¨hne die Arbeitnehmer
dazu veranlassen, eine ,,faire‘‘ Arbeitsleistung zu leisten, wobei ,,fair‘‘ eine
Arbeitsleistung meint, die u¨ber die gerichtlich durchsetzbare Arbeitsleistung
hinausgeht. Fu¨r eine solche Fairnessbeziehung sprechen experimentelle
Laboruntersuchungen (vgl. Fehr, Kirchsteiger und Riedl, 1993, Fehr und
Falk (in Abschnitt 3.4)), aber insbesondere auch zahlreiche Befragungsstudien
mit personalverantwortlichen Managern (vgl. Agell und Lundborg, 1995,
Bewley, 1999, Campbell und Kamlani, 1997). Die Mehrheit der in diesen
Studien befragten Personalmanager antwortet auf die Frage, warum sie –
obwohl sie dies aufgrund der Marktsituation ko¨nnten – nicht die Lo¨hne
senken, dass Lohnsenkungen als unfair empfunden wu¨rden. Dies wiederum
ko¨nne die Arbeitsmoral zersto¨ren und zu Leistungszuru¨ckhaltung fu¨hren.
Die Beurteilung von Lohnsenkungen (und anderer a¨hnlicher Benachteili-
gungen der Arbeitnehmer) ist indes nicht vo¨llig unabha¨ngig von der Situa-
tion der Firma. Wenn Lohnsenkungen ultima ratio sind, weil beispielsweise
ein drohender Konkurs abgewendet werden muss, wenn mit anderen
Worten, die Gescha¨ftsleitung ,,keine andere Wahl‘‘ hat, werden diese Maß-
nahmen als weniger unfair wahrgenommen, als bei Lohnsenkungen, die
einen reinen Umverteilungscharakter haben (vgl. Prinzip 2). Es ist deshalb
nicht verwunderlich, dass bei Tarifauseinandersetzungen die ,,Verantwor-
tung‘‘ fu¨r unpopula¨re Maßnahmen gerne ausla¨ndischen Konkurrenten,
ungu¨nstigen Marktbedingungen u.s.w. zugeschrieben wird.
Die fairnessbedingt hohen Kosten von Lohnsenkungen zwingen Firmen
ha¨ufig dazu, Lo¨hne auf indirektem Wege zu ku¨rzen, beispielsweise durch
outsourcing-Aktivita¨ten (Bewley, 1999). Fairnessu¨berlegungen spielen folg-
lich bei Entscheidungen zur vertikalen Integration von Unternehmen eine
26. ,,The employment contract is typically quite imprecise. The employees agree that – within
limits that are rarely completely described and only partly understood – they will use their
minds and muscles to undertake the tasks that the employer directs them to do. The
employer agrees to pay the employees. The range of actions that might be requested or
required is unclear‘‘ (Milgrom and Roberts, 1993, S. 329).
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wichtige Rolle. Mehr noch: Fairness liefert eine mo¨gliche Erkla¨rung fu¨r die
auf Arbeitsma¨rkten beobachteten Lohnstarrheiten. Agell (1999, S. 144) fu¨hrt
in einer U¨bersicht u¨ber verschiedene empirische Studien aus: ,,. . . persistent
social norms are an independent and important cause of wage rigidity . . .‘‘. Es
sind in diesem Fall keine staatlichen Regulierungen, die Rigidita¨ten hervor-
rufen, sondern freiwillige und dezentrale Vereinbarungen von Firmen und
Arbeitnehmern. Selbst wenn es gela¨nge, alle staatlichen Regulierungen
abzuschaffen, ko¨nnen sich auf unvollsta¨ndigen Vertragsma¨rkten dennoch
endogen, d.h. allein aus dem Zusammenspiel von Marktteilnehmern, Rigidi-
ta¨ten ergeben. Diese wiederum ko¨nnen zu unfreiwilliger Arbeitslosigkeit
und nicht-kompensierenden Lohndifferentialen fu¨hren (vgl. Akerlof, 1982,
Akerlof und Yellen, 1990).
5. Schlussbemerkungen
O¨konomische Theorien und Handlungsvorschla¨ge pra¨gen das o¨ffentliche
Bewusstsein sowie politisches und unternehmerisches Handeln. Kaum ein
anderes erkenntnis- und handlungsleitendes Modell wie das des Homo
Oeconomicus hat daher einen vergleichbaren politischen Einfluss. Durch
die Entwicklung experimenteller Methoden ist es mo¨glich, die Annahmen
des Homo Oeconomicus Modells unter kontrollierten Laborbedingungen mit
dem tatsa¨chlichen Handeln von Individuen zu vergleichen. Hierbei zeigt
sich, dass der Homo Oeconomicus weitaus weniger universell ist, als gemein-
hin angenommen. Empirisch stellt sich heraus, dass – obwohl der Homo
Oeconomicus existiert – die Mehrheit der Experimentalteilnehmer faires
Verhalten belohnt und unfaires Verhalten bestraft (Reziprozita¨t).
Einem Missversta¨ndnis soll hier Vorschub geleistet werden: Reziprozita¨t
hat nichts mit Altruismus oder Gu¨te zu tun. Reziproke Individuen sind nicht
immer ,,gut‘‘ und rechtschaffend, sondern verhalten sich nur bei entspre-
chenden Erwartungen bzw. einem entsprechenden Umfeld kooperativ. Es
soll auch nicht behauptet werden, der Homo Oeconomicus sei ,,schlecht‘‘.
Es geht in der vorliegenden Arbeit lediglich darum, Verhaltensregularita¨ten
zu beschreiben und ihre Bedeutung fu¨r die Wirtschafts- und Sozialpolitik
anzudeuten. Es gibt Situationen, in denen Gesellschaften ,,erfolgreicher‘‘
wa¨ren, wenn sie nur aus Egoisten bestu¨nden. Rache und Vergeltung, sei es
wa¨hrend eines Krieges zwischen Ka¨mpfern verfeindeter La¨nder oder zwischen
Clans oder Privatpersonen, ko¨nnen zersto¨rerisch und ineffizient sein. Nur
reziproke Individuen lassen sich auf derartige Negativspiralen ein, Egoisten
nicht. Zudem muss betont werden, dass kooperatives Verhalten einer Gruppe
nachteilig fu¨r andere Gruppen sein kann. Es mag sein, dass informelle Sank-
tionen und bedingte Kooperation eine Kollusion auf Gu¨terma¨rkten befo¨rdert,
was zwar gut ist fu¨r die Kartellmitglieder, aber zugleich scha¨dlich fu¨r
die Verbraucher. Auch gilt, dass eine Firma, die ,,faire‘‘ Lo¨hne zahlt, um
ho¨here Arbeitsleistungen zu erhalten, sich und ,,ihre‘‘ Arbeitnehmer besser
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stellt. Gleichzeitig kann ein solcher ,,Effizienzlohn‘‘ jedoch zur Existenz
unfreiwilliger Arbeitslosigkeit fu¨hren. Schließlich sei darauf hingewiesen,
dass die traditionelle Analyse vollsta¨ndiger Wettbewerbsma¨rkte durch die
Existenz von Reziprozita¨t nicht in Frage gestellt wird. Unterschiedliche Prog-
nosen werden allerdings auf Ma¨rkten mit unvollsta¨ndigen Vertra¨gen erwar-
tet. Der Arbeitsmarkt ist hierfu¨r das prominenteste Beispiel (s. Abschnitt 4.6).
Die zentrale These dieser Arbeit ist, dass das Modell des Homo Oeconomicus
wesentliche Determinanten menschlichen Verhaltens unberu¨cksichtigt la¨sst
und dadurch Gefahr la¨uft, falsche oder zumindest unvollsta¨ndige Poli-
tikempfehlungen zu fundieren. Das bedeutet nicht notwendigerweise eine
vollsta¨ndige Umkehrung vorhandener Grundsa¨tze, zumindest aber deren
substantielle Erweiterung. Die vorliegende Arbeit skizziert einige Implikationen,
die sich aus der Existenz des Homo Reciprocans ergeben:
 Aus der Existenz des Homo Reciprocans folgt, dass Gesellschaften und
soziale Beziehungen u¨ber informelle Mechanismen zur Durchsetzung von
Normen und Regeln verfu¨gen, die mit den Annahmen des Homo Oeco-
nomicus nicht erkla¨rbar sind. Diese zu formalen Durchsetzungs-
mechanismen komplementa¨ren Mechanismen bilden einen wesentlichen
Teil des Sozialkapitals einer Gesellschaft.
 Dieses Sozialkapital kann durch Politik genutzt und versta¨rkt werden.
Beispiele hierfu¨r sind die Fairness des Steuersystems oder versta¨rkte poli-
tische Partizipationsrechte. Gleichzeitig gilt, dass Normen formale Regeln
nicht nur erga¨nzen, sondern dass Politik auch einen Einfluss auf soziale
Normen hat: In diesem Sinne gilt es zu bedenken, dass durch Politikmaß-
nahmen Sozialkapital unterminiert werden kann.27
 Da der Homo Reciprocans ein bedingtes Verhalten aufweist, spielen seine
Erwartungen und Einscha¨tzungen u¨ber das Verhalten anderer eine zent-
rale Rolle. Das Belief-Management dieser Erwartungen (z.B. u¨ber die Gestal-
tung o¨ffentlicher Pla¨tze oder auch des Steuer- und Rechtssystems) ist ein
interessanter Ansatzpunkt fu¨r eine alternative Politik.
 Sozialstaatliche Arrangements ko¨nnen sich einer breiten Akzeptanz ver-
sichern, wenn fundamentale Fairnessgrundsa¨tze nicht verletzt werden
und Leistungen an den Willen zur Selbsthilfe geknu¨pft werden. Hieraus
folgt, dass staatliche Hilfen nicht nur am Bedarf, sondern auch daran
ausgerichtet werden, ob eine Verbesserung der Situation außerhalb der
Kontrolle der betreffenden Person liegt.
27. Dies ist auch eine Schlussfolgerung des U¨berblicksartikels u¨ber die Durchsetzung formaler
Regeln von Polinsky und Shavell (2000): ,,There is an emerging literature on social norms
that seems worth amplifying because of the influence that social norms have on behavior
and supplement to formal laws, and also because of the possibility that laws themselves
might influence social norms‘‘ (S. 73). Zur Interaktion von sozialen Normen und
Institutionen und der Mo¨glichkeit der Unterminierung von Sozialkapital durch politisches
Handeln s. auch Bowles (1998), Frey (1992), Lindbeck, Nyberg und Weibull (1999) und
Bar-Gill und Fersthman (2000).
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 Reziprozita¨t ermo¨glicht eine gewisse Vertragsdurchsetzung bei unvoll-
sta¨ndigen Vertra¨gen. Explizite Anreizvertra¨ge ko¨nnen diese freiwilligen
Formen der Durchsetzung u.U. unterminieren. Es mu¨ssen deshalb die
Vorteile einer Einfu¨hrung expliziter Anreizsysteme mit den ,,hidden
costs of incentives‘‘ abgewogen werden.
 Die Nutzung informeller Sanktionen als eines Mechanismus, der die
Bereitstellung lokaler o¨ffentlicher Gu¨ter vereinfacht, ist an die Beobacht-
barkeit individuellen Verhaltens geknu¨pft und insbesondere in kleineren
politischen Einheiten mo¨glich. Es ko¨nnte sich demnach lohnen, kleine
Einheiten politisch aufzuwerten und ihnen vermehrt Einnahme- und
Ausgabekompetenzen zu u¨bertragen.
 Reziprozita¨t kann erkla¨ren, warum es auf Arbeitsma¨rkten, unabha¨ngig
von staatlichen Eingriffen, zu Lohnstarrheiten, nicht-kompensierenden
Lohndifferentialen und unfreiwilliger Arbeitslosigkeit kommen kann.
Selbstversta¨ndlich ist mit diesen Ausfu¨hrungen allenfalls ein erster Schritt
getan. Weitere theoretische und empirische Arbeiten sind notwendig, um
die Konsequenzen, die sich aus der Existenz reziproken Verhaltens fu¨r die
politische Diskussion ergeben, herauszuarbeiten.
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Abstract: Public opinion and politics are strongly influenced by economic theory
and economic policy advice. Most of the underlying economic reasoning is based on
the assumptions of a universal homo oeconomicus. Whether people act according to
these assumptions is an empirical question, however. In this paper we report evi-
dence of controlled laboratory experiments, which clearly indicates that contrary to
the standard assumptions, reciprocity and fairness are central motives of human
behavior. This has important implications for policy advice. We discuss several
examples, e.g., tax moral, the design of the welfare state, hidden costs of incentives,
wage rigidities and the economics of crime.
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